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Abschrift 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 20. Juni 1969 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 

Herrn Bundestagsabgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal) 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
340. Sitzung am 20. Juni 1969 beschlossen hat, hinsichtlich des 
vom Deutschen Bundestag am 14. Mai 1969 verabschiedeten 


Gesetzes über die rechtliche Stellung der 
nichtehelichen Kinder 

— Drucksachen V/2370, V/3719, V/4179 — 


zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 


Schütz 

Vizepräsident 


Bonn, den 20. Juni 1969 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 27. Mai 1969 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

Schütz 

Vizepräsident 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudeerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 

zum 

Gesetz über die rechtliche Stellung der nichtehelichen Kinder 


Artikel 1 

Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs 

1. Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 11) 

In § 11 ist folgender Satz 2 einzufügen: 

„Steht keinem Elternteil das Recht zu, für die Per- 
son des Kindes zu sorgen, so teilt das Kind den 
Wohnsitz desjenigen, dem dieses Recht zusteht." 

Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

Begründung 

§11 BGB in der vom Bundestag beschlossenen Fas- 
sung enthält keine Regelung des gesetzlichen 
Wohnsitzes des Kindes für die Fälle, in denen kei- 
nem Elternteil das Recht zusteht, für die Person des 
Kindes zu sorgen. Die vorgeschlagene Ergänzung 
soll auch für diese Fälle den Wohnsitz des Kindes 
regeln. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 16 (§ 1615 i) 

In § 1615 i Abs. 3 Satz 1 sind die Worte „so gelten 
die vorstehenden Vorschriften entsprechend" durch 
die Worte „so gilt Absatz 1 entsprechend" zu er- 
ersetzen. 

Begründung 

Es bestehen unter dem Gesichtspunkt der entschä- 
digungslosen Enteignung verfassungsrechtliche Be- 
denken dagegen, dem Vater zu Lasten eines Dritten, 
der den Unterhalt geleistet hat, rückständige Unter- 
haltsbeiträge zu erlassen. Auch rechtspolitisch er- 
scheint die Regelung bedenklich, weil sie geeignet 
wäre, die Bereitschaft Dritter, für den Unterhalt des 
Kindes aufzukommen, zu beeinträchtigen. 

3. Zu Artikel 1 Nr. 25 (§§ 1706 ff. BGB) usw. 

a) Zu Artikel 1 Nr. 25 

Die §§ 1706 bis 1710 sind wie folgt zu fassen: 

„§ 1706 

Das Kind erhält, sofern es nicht eines Vor- 
munds bedarf, für die Wahrnehmung der folgen- 
den Angelegenheiten einen Pfleger: 

1. für die Feststellung der Vaterschaft und 
alle sonstigen Angelegenheiten, die die 
Feststellung oder Änderung des Eltern-Kin- 
des-Verhältnisses oder des Familienna- 
mens des Kindes betreffen, 

2. für die Geltendmachung von Unterhaltsan- 
sprüchen einschließlich der Ansprüche auf 


eine an Stelle des Unterhalts zu gewäh- 
rende Abfindung sowie die Verfügung über 
diese Ansprüche; ist das Kind bei einem 
Dritten entgeltlich in Pflege, so ist der Pfle- 
ger berechtigt, aus dem vom Unterhalts- 
pflichtigen Geleisteten den Dritten zu be- 
friedigen, 

3. die Regelung von Erb- und Pflichtteilsrech- 
ten, die dem Kind im Falle des Todes des 
Vaters und seiner Verwandten zustehen. 

§ 1707 

Auf Antrag der Mutter hat das Vormund- 
schaftsgericht 

1. anzuordnen, daß die Pflegschaft nicht ein- 
tritt, 

2. die Pflegschaft aufzuheben oder 

3. den Wirkungskreis des Pflegers zu be- 
schränken. 

Dem Antrag ist zu entsprechen, wenn die bean- 
tragte Anordnung dem Wohle des Kindes nicht 
widerspricht. Das Vormundschaftsgericht kann 
seine Entscheidung ändern, wenn dies zum 
Wohle des Kindes erforderlich ist. 

§ 1708 

Schon vor der Geburt des Kindes kann das 
Vormundschaftsgericht zur Wahrnehmung der in 
§ 1706 genannten Angelegenheiten einen Pfle- 
ger bestellen. Die Bestellung wird mit der Ge- 
burt des Kindes wirksam. 

§ 1709 

Mit der Geburt des Kindes wird das Jugend- 
amt Pfleger. Dies gilt nicht, wenn bereits vor 
der Geburt des Kindes ein Pfleger bestellt oder 
angeordnet ist, daß eine Pflegschaft nicht eintritt, 
oder wenn das Kind eines Vormunds bedarf. 
§ 1791 c Abs. 1 Satz 2, Abs. 3 gilt entsprechend. 

§ 1710 

Steht ein nichteheliches Kind unter Vormund- 
schaft und endet die Vormundschaft kraft Geset- 
zes, so wird der bisherige Vormund Pfleger nach 
§ 1706, sofern die Voraussetzungen für die 
Pflegschaft vorliegen." 

b) Zu Artikel 1 Nr. 54 

§ 1791 c Abs. 2 BGB ist wie folgt zu fassen: 

„(2) War das Jugendamt Pfleger eines nicht- 
ehelichen Kindes, endet die Pflegschaft kraft Ge- 
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setzes und bedarf das Kind eines Vormunds, so 
wird das Jugendamt Vormund, das bisher Pfleger 
war." 

c) Zu Artikel 5 Nr. 7 (§ 641 a Abs. 1 Satz 1 und 2) 
Zu Artikel 7 Nr. 2 (§ 36 b Satz 1) 

Zu Artikel 12 Nr. 3 (§ 93 Abs. 3) 

In § 641 a Abs. 1 Satz 1 und 2 ZPO, 
in § 36 b Satz 1 FGG und 
in § 93 Abs. 3 KostO 

ist jeweils das Wort „Beistandschaft" durch das 
Wort „Pflegschaft" zu ersetzen. 

d) Zu Artikel 7 Nr. 1 Buchstabe b (§ 36 Abs. 4) 

Nr. 3 (§ 37 Abs. 1 Satz 1) 

In § 36 Abs. 4 FGG und 
in § 37 Abs. 1 Satz 1 FGG 

ist jeweils das Wort „Beistandschaft" durch die 
Worte „Beistandschaft und die Pflegschaft nach 
§ 1706 des Bürgerlichen Gesetzbuchs" zu erset- 
zen. 

e) Zu Artikel 7 Nr. 2 

§ 36 a Satz 1 FGG ist wie folgt zu fassen: 

„Für die Bestellung eines Vormunds oder Pfle- 
gers vor der Geburt des Kindes (§§ 1708, 1774 
Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) ist das Ge- 
richt zuständig, in dessen Bezirk die Mutter zu 
der Zeit, zu der das Gericht mit der Angelegen- 
heit befaßt wird, ihren Wohnsitz oder bei Fehlen 
eines inländischen Wohnsitzes ihren Aufenthalt 
hat." 

f) Zu Artikel 7 Nr. 4 (§ 40) 

In § 40 FGG ist das Wort „Beistandschaft" durch 
die Worte „Pflegschaft nach § 1706 des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs" zu ersetzen. 

g) Zu Artikel 13, § 7 

In § 7 Satz 1 ist das Wort „Beistand" durch das 
Wort „Pfleger" und in § 7 Satz 2 das Wort 
„Beistands" durch das Wort „Pflegers" zu er- 
setzen. 

Begründung 

Durch diese Änderungen soll die in dem Gesetz vor- 
gesehene gesetzliche Beistandschaft, die eine beson- 
dere Unterstützung und Überwachung der Mutter 
bei der Ausübung der elterlichen Gewalt beinhaltet, 
durch eine sich auf die Wahrnehmung besonders 
schwieriger Aufgaben beschränkende gesetzliche 
Pflegschaft ersetzt werden. Auf die Begründung zu 
dem entsprechenden Vorschlag des Bundesrates in 
seiner Stellungnahme zur Regierungsvorlage (BT- 
Drucksache V/2370, Anlage 2 Nr. 10 Buchstabe b) 
wird verwiesen. 

Der Bundestag hat sich dem Vorschlag des Bundes- 
rates nicht angeschlossen, weil er befürchtet, daß 
durch ihn sich die Lage der nichtehelichen Kinder 
verschlechtern würde. Diese Befürchtung ist nicht 
begründet. Das Jugendamt hat, auch wenn es nicht 
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Beistand der Mutter ist, wie bei jedem Kind die 
Aufgabe, den Inhaber der elterlichen Gewalt bei 
der Erziehung zu unterstützen (§§ 3 bis 6 JWG) 
und das Vormundschaftsgericht zu unterrichten, 
wenn das Wohl des Kindes gefährdet wird (§ 1694 
BGB). Werden dem Jugendamt gegenüber der Mut- 
ter des nichtehelichen Kindes darüber hinausge- 
hende Betreuungs- und Überwachungsaufgaben 
übertragen, so werden die Mütter der nichtehelichen 
Kinder ohne zwingenden Grund vom Gesetz diskri- 
miniert. Es wird entgegen den Erfahrungen der 
Praxis unterstellt, daß sie in der Regel ihre elter- 
lichen Rechte und Pflichten weniger verantwortungs- 
bewußt und gewissenhaft ausüben als andere Müt- 
ter. Da die Stellung des nichtehelichen Kindes in der 
Gesellschaft untrennbar mit der seiner Mutter ver- 
bunden ist, wird durch eine solche Diskriminierung 
der Mutter zugleich das Ziel des Gesetzes, dem 
nichtehelichen Kind die gleiche Stellung in der Ge- 
sellschaft zu verschaffen wie dem ehelichen Kind, 
gefährdet. 

4. Zu Artikel 1 Nr. 58 (§ 1835) 

Dem § 1835 Abs. 3 ist folgender Satz 2 anzufügen: 

„Die Vorschriften über das Verfahren bei der Ent- 
schädigung von Zeugen hinsichtlich ihrer baren Aus- 
lagen gelten sinngemäß." 

Begründung 

Es erscheint notwendig, Vorschriften über das Ver- 
fahren hinsichtlich der Entschädigung des Vormunds 
zu schaffen. Die sinngemäße Anwendung des Geset- 
zes über die Entschädigung von Zeugen und Sach- 
verständigen vom 26. September 1963 (BGBl. I 

5. 758) erscheint zweckmäßig. 


Artikel 9 

Änderung des Personenstandsgesetzes 

5. Zu Artikel 9 Nr, 01 (§ 5 Abs. 1) 

In Artikel 9 ist vor Nummer 1 folgende Nummer 01 
einzufügen: 

,01. In § 5 Abs. 1 wird das Wort „Geburtsurkunden" 
durch das Wort „Abstammungsurkunden" er- 
setzt.' 

Begründung 

Folge der Änderungen bei Artikel 9 Nr. 8 und 9. 

Bei der Bestellung des Aufgebots sollten die Verlob- 
ten auch künftig Urkunden vorlegen müssen, die die 
gleichen Angaben wie die bisherigen Geburtsurkun- 
den nach § 62 der geltenden Fassung des Personen- 
standsgesetzes enthalten. Diese Angaben werden 
künftig nur noch der Abstammungsurkunde, nicht 
aber mehr der Geburtsurkunde im Sinn der Neufas- 
sung des § 62 Abs. 2, § 65 Abs. 2 PStG zu entnehmen 
sein. Unterbleibt die Anpassung des § 5 Abs, 1 PStG, 
werden die Standesbeamten bei der Bestellung des 
Aufgebots voraussichtlich stets einen beglaubigten 
Auszug aus dem Geburtenbuch anfordern. Daraus 
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würde sich eine beträchtliche Mehrbelastung der 
Standesämter ergeben, für die kein Rechtfertigungs- 
grund bestünde. 

6. Zu Artikel 9 Nr. 5 (§ 31) 

In Nummer 5 wird § 31 Satz 2 gestrichen und statt- 
dessen dem § 31 folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Kommt für die Legitimation die Anwendung 
ausländischen Rechts in Betracht, so hat der Stan- 
desbeamte die Entscheidung des Amtsgerichts dar- 
über herbeizuführen, ob die Legitimation einzu- 
tragen ist. Auf das Verfahren sind die Vorschriften 
der §§ 48, 49 und 50 anzuwenden." 

Begründung 

Es bestehen schwerwiegende Bedenken dagegen, 
künftig das Legitimationsfeststellungsverfahren, für 
das bisher die Amtsgerichte zuständig sind, auch in 
den Fällen zu beseitigen, in denen über die Legiti- 
mation unter Anwendung ausländischen Rechts zu 
befinden ist. 

Die Standesbeamten, insbesondere kleinerer Stan- 
desämter, werden vielfach nicht in der Lage sein, 
die oft schwierigen Rechtsfragen zutreffend zu be- 
antworten. Es ist sinnvoll, in den Fällen, in denen 
die Anwendung ausländischen Rechts in Betracht 
kommt, wie bisher über die Legitimation das Amts- 
gericht entscheiden zu lassen. Nur auf diese Weise 
ist es möglich, Fragen des ausländischen Rechts, 
die bei der ständig zunehmenden internationalen 
Verflechtung laufend an Bedeutung gewinnen, ge- 
gebenenfalls durch Herbeiführung höchstrichterlicher 
Entscheidungen grundsätzlich klären zu lassen. Die 
von der Bundesregierung in Aussicht gestellte Lö- 
sung (vgl. Drucksache V/3719, Anlage 3 — Zu 31. 
[§ 31 PStG]), bei einer Legitimation nach ausländi- 
schem Recht die Aufsichtsbehörden der Standesämter 
einzuschalten, kann nicht als vertretbarer Ersatz für 
gerichtliche Entscheidungen angesehen werden, zu- 


mal Grundsatzentscheidungen der Gerichte regel- 
mäßig veröffentlicht werden und die Rechtslage 
auch für gleichartige Fälle klären. Demgegenüber 
wäre eine verwaltungsinterne Lösung wesentlich auf- 
wendiger, weil sie in der Regel mehrere Verwal- 
tungsinstanzen bis zu den obersten Landesbehörden 
in Anspruch nehmen würde. Entscheidungen auf 
diesem Weg würden im Gegensatz zu gerichtlichen 
Entscheidungen auch kaum jemals der Öffentlichkeit 
zur Kenntnis kommen. Auch aus rechtsstaatlichen 
Gründen sollte daher für die Fälle der Anwendung 
ausländischen Rechts an der gerichtlichen Zuständig- 
keit festgehalten werden. 


Artikel 13 

Übergangs- und Schlußvorschriften 
7. Zu Artikel 13, § 14 

Dem § 14 ist folgender Absatz 6 (i. d. F. der Regie- 
rungsvorlage) wieder anzufügen: 

„(6) Die Geschäfte nach Absatz 3 Satz 1, 2 und 
die Entscheidung nach Absatz 4 Satz 1 werden dem 
Rechtspfleger nach Maßgabe des Rechtspflegergeset- 
zes übertragen." 

Begründung 

Der Wegfall des § 14 Abs. 6 hätte zur Folge, daß 
ca. 200 000 Fälle der im Verfahren nach § 14 umzu- 
stellenden Schuldtitel nunmehr dem Richter als Auf- 
gabe zufallen würden. Dieses Ergebnis ist im Hin- 
blick auf die schon bestehende Belastung der Gerichte 
untragbar. Daß die Zuständigkeit des Rechtspflegers 
auf diesem Gebiet in dem z. Z. beim Bundestag be- 
ratenden Rechtspflegergesetz noch in dieser Wahl- 
periode hergestellt werden wird, ist noch nicht 
sichergestellt. 
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